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Resolution der Generalversammlung 

[aufgrund des Berichts des Dritten Ausschusses (A/65/456/Add.2 (Part II))] 

65/224.  Bekämpfung der Diffamierung von Religionen 

 Die Generalversammlung, 

 bekräftigend, dass sich alle Staaten nach der Charta der Vereinten Nationen verpflich-
tet haben, die allgemeine Achtung und Einhaltung aller Menschenrechte und Grundfreihei-
ten ohne Unterschied nach Rasse, Geschlecht, Sprache oder Religion zu fördern und zu fes-
tigen, 

 unter Hinweis auf die einschlägigen internationalen Übereinkünfte über die Beseiti-
gung der Diskriminierung, insbesondere das Internationale Übereinkommen über die Besei-
tigung jeder Form von Rassendiskriminierung1, den Internationalen Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte2, die Erklärung über die Beseitigung aller Formen von Intoleranz und 
Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Überzeugung3, die Erklärung über die 
Menschenrechte von Personen, die nicht Staatsangehörige des Landes sind, in dem sie le-
ben4, und die Erklärung über die Rechte von Personen, die nationalen oder ethnischen, reli-
giösen und sprachlichen Minderheiten angehören5, 

 bekräftigend, dass alle Menschenrechte allgemeingültig und unteilbar sind, einander 
bedingen und miteinander verknüpft sind, 

 unter Hinweis auf die einschlägigen Resolutionen der Menschenrechtskommission 
und des Menschenrechtsrats zu diesem Thema, 

 es begrüßend, dass in der am 8. September 2000 von der Generalversammlung verab-
schiedeten Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen6 die Entschlossenheit bekundet 
wurde, Maßnahmen zu ergreifen, um die in vielen Gesellschaften immer häufiger vorkom-

_______________ 
1 United Nations, Treaty Series, Vol. 660, Nr. 9464. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1969 II 
S. 961; LGBl. 2000 Nr. 80; öBGBl. Nr. 377/1972; AS 1995 1164. 
2 Siehe Resolution 2200 A (XXI), Anlage. Amtliche deutschsprachige Fassungen: dBGBl. 1973 II S. 1533; 
LGBl. 1999 Nr. 58; öBGBl. Nr. 591/1978; AS 1993 750. 
3 Siehe Resolution 36/55. 
4 Resolution 40/144, Anlage. 
5 Resolution 47/135, Anlage. 
6 Siehe Resolution 55/2. 
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menden rassistischen und fremdenfeindlichen Handlungen zu beseitigen und in allen Ge-
sellschaften größere Harmonie und Toleranz zu fördern, und ihrer effektiven Verwirklichung 
auf allen Ebenen mit Interesse entgegensehend, 

 in diesem Zusammenhang unterstreichend, wie wichtig die Erklärung und das Ak-
tionsprogramm von Durban, die auf der vom 31. August bis 8. September 2001 in Durban 
(Südafrika) abgehaltenen Weltkonferenz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Frem-
denfeindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz verabschiedet wurden7, und das 
Ergebnisdokument der vom 20. bis 24. April 2009 in Genf abgehaltenen Durban-
Überprüfungskonferenz8 sind, 

 mit dem Ausdruck ihrer ernsten Besorgnis über die Zunahme rassistischer Gewalt und 
fremdenfeindlichen Gedankenguts in vielen Teilen der Welt, in politischen Kreisen, in der 
öffentlichen Meinung und in der Gesellschaft an sich, unter anderem infolge wiederaufle-
bender Aktivitäten von politischen Parteien und Vereinigungen, die auf der Grundlage ras-
sistischer, fremdenfeindlicher, sich auf ideologische Überlegenheit berufender Programme 
und Satzungen gegründet werden, und der anhaltenden Nutzung dieser Programme und Sat-
zungen zur Förderung rassistischer Ideologien oder zur Aufstachelung dazu, 

 zutiefst beunruhigt über die wachsende Tendenz zur Diskriminierung aufgrund der 
Religion oder der Weltanschauung, so auch in manchen innerstaatlichen Politiken, Rechts-
vorschriften und Verwaltungsmaßnahmen, die bestimmten Religionen und Weltanschauun-
gen angehörende Bevölkerungsgruppen unter den verschiedensten Vorwänden im Zusam-
menhang mit Sicherheit und irregulärer Einwanderung stigmatisieren und so ihre Diskrimi-
nierung legitimieren und infolgedessen ihren Genuss des Rechts auf Gedanken-, Gewissens- 
und Religionsfreiheit beeinträchtigen und ihre Fähigkeit behindern, frei und ohne Furcht vor 
Nötigung, Gewalt oder Repressalien ihre Religion einzuhalten, auszuüben und zu bekunden, 
und in diesem Zusammenhang betonend, wie wichtig Artikel 27 des Internationalen Paktes 
über bürgerliche und politische Rechte ist, 

 mit tiefer Sorge Kenntnis nehmend von den in vielen Teilen der Welt auftretenden 
ernsten Fällen von Intoleranz, Diskriminierung und Gewalthandlungen aufgrund der Reli-
gion oder der Weltanschauung, von Einschüchterungen und Nötigungen, deren Beweggrund 
religiöser oder sonstiger Extremismus ist, namentlich Fällen, deren Beweggründe Islam-
feindlichkeit, Antisemitismus und Christenfeindlichkeit sind, sowie von dem negativen Bild 
bestimmter Religionen in den Medien und der Einführung und Anwendung von Gesetzen 
und Verwaltungsmaßnahmen, die Personen bestimmter ethnischer oder religiöser Zugehö-
rigkeit, insbesondere muslimische Minderheiten, gezielt diskriminieren, sich gegen sie rich-
ten und sie am uneingeschränkten Genuss ihrer Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
hindern drohen, 

 betonend, dass die Verunglimpfung von Religionen ein schwerer Affront gegen die 
Menschenwürde ist und zur unerlaubten Einschränkung der Religionsfreiheit ihrer Anhän-
ger und zur Aufstachelung zu religiösem Hass und religiöser Gewalt führt, 

 sowie betonend, dass die Verunglimpfung von Religionen und die Aufstachelung zu 
religiösem Hass im Allgemeinen wirksam bekämpft werden müssen, 

 erneut erklärend, dass die Diskriminierung von Menschen aufgrund der Religion oder 
der Weltanschauung eine Verletzung der Menschenrechte und eine Verleugnung der Grund-
sätze der Charta darstellt, 

_______________ 
7 Siehe A/CONF.189/12 und Corr.1, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/ 
conf/ac189-12.pdf. 
8 Siehe A/CONF.211/8, Kap. I. In Deutsch verfügbar unter http://www.un.org/Depts/german/conf/ 
a-conf-211-8.pdf. 
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 mit Besorgnis feststellend, dass die Verunglimpfung von Religionen und die Aufsta-
chelung zu religiösem Hass im Allgemeinen zu sozialer Disharmonie und zu Menschen-
rechtsverletzungen führen können, und bestürzt über die Untätigkeit mancher Staaten, wenn 
es darum geht, diesen aufkeimenden Trend und die darauf zurückzuführenden diskriminie-
renden Praktiken gegen die Anhänger bestimmter Religionen zu bekämpfen, 

 Kenntnis nehmend von den Berichten, die der Sonderberichterstatter über zeitgenössi-
sche Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz dem Menschenrechtsrat auf seiner vierten, sechsten, 
neunten und zwölften Tagung vorlegte9 und in denen er hervorhob, wie gravierend die Dif-
famierung aller Religionen ist und dass die rechtlichen Strategien ergänzt werden müssen, 
und den Aufruf des Sonderberichterstatters an alle Staaten wiederholend, eine systematische 
Kampagne gegen die Aufstachelung zu Hass aufgrund der Rasse und der Religion zu füh-
ren, indem sie für das richtige Gleichgewicht zwischen der Verteidigung des Säkularismus 
und der Achtung der Religionsfreiheit sorgen und die Komplementarität aller in den interna-
tional vereinbarten Menschenrechtsübereinkünften, einschließlich des Internationalen Pak-
tes über bürgerliche und politische Rechte, verankerten Freiheiten anerkennen und achten, 

 unter Hinweis auf die Verkündung der Globalen Agenda für den Dialog zwischen den 
Kulturen10 und mit der Bitte an die Staaten, die Organisationen und Organe des Systems der 
Vereinten Nationen, im Rahmen der vorhandenen Mittel, sowie an andere internationale und 
regionale Organisationen und die Zivilgesellschaft, zur Durchführung des in der Globalen 
Agenda enthaltenen Aktionsprogramms beizutragen, 

 unter Begrüßung der Anstrengungen, die die Initiative „Allianz der Zivilisationen“ zur 
Förderung der gegenseitigen Achtung und Verständigung zwischen den verschiedenen Kul-
turen und Gesellschaften unternimmt, darunter ihr 2008 in Spanien abgehaltenes erstes Fo-
rum, ihr 2009 in der Türkei abgehaltenes zweites Forum, ihr 2010 in Brasilien abgehaltenes 
drittes Forum und ihr für 2011 in Katar anberaumtes viertes Forum, 

 davon überzeugt, dass die Achtung der kulturellen, ethnischen, religiösen und sprach-
lichen Vielfalt sowie der Dialog innerhalb der Kulturen und zwischen ihnen eine wesentli-
che Voraussetzung für Frieden und Verständigung auf der Welt ist, während Erscheinungs-
formen kultureller und ethnischer Vorurteile, religiöser Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit 
zu Hass und Gewalt zwischen den Völkern und Nationen führen, 

 Kenntnis nehmend von den verschiedenen regionalen und nationalen Initiativen zur 
Bekämpfung von Intoleranz gegenüber bestimmten Gruppen und Gemeinschaften aufgrund 
der Religion oder Rasse, und in diesem Zusammenhang betonend, dass die Achtung aller 
Rassen und Religionen durch einen umfassenden und nichtdiskriminierenden Ansatz sowie 
durch verschiedene regionale und nationale Initiativen sichergestellt werden muss, 

 die wichtige Rolle unterstreichend, die der Bildung bei der Förderung der Toleranz 
zukommt, zu der auch die Akzeptanz und Achtung der Vielfalt durch die Öffentlichkeit ge-
hören, namentlich im Hinblick auf religiöse Ausdrucksformen, sowie unterstreichend, dass 
die Bildung einen maßgeblichen Beitrag zur Förderung der Toleranz und zur Beseitigung 
von Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Weltanschauung leisten soll, 

 betonend, dass den Staaten, den Regionalorganisationen, nichtstaatlichen Organisatio-
nen, religiösen Organisationen und den Medien eine wichtige Rolle bei der Förderung der 
Toleranz sowie der Achtung und der Freiheit der Religion und der Weltanschauung zu-
kommt, 

_______________ 
9 A/HRC/4/19, A/HRC/6/6, A/HRC/9/12 und A/HRC/12/38. 
10 Siehe Resolution 56/6. 
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 in diesem Zusammenhang unter Begrüßung aller internationalen und regionalen In-
itiativen zur Förderung der interkulturellen und interreligiösen Harmonie, einschließlich des 
internationalen Dialogs über die Zusammenarbeit zwischen den Religionen, der vom 16. bis 
18. Juli 2008 in Madrid abgehaltenen Weltkonferenz über den Dialog und der am 12. und 
13. November 2008 abgehaltenen Tagung der Generalversammlung auf hoher Ebene über 
die Kultur des Friedens, und ihrer wertvollen Anstrengungen im Hinblick auf die Förderung 
einer Kultur des Friedens und des Dialogs auf allen Ebenen und mit Anerkennung Kenntnis 
nehmend von den diesbezüglichen Programmen unter der Federführung der Organisation 
der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur, 

 unterstreichend, wie wichtig der Ausbau der Kontakte auf allen Ebenen ist, um den 
Dialog zu vertiefen und die Verständigung zwischen verschiedenen Kulturen, Religionen, 
Weltanschauungen und Zivilisationen zu verstärken, und in dieser Hinsicht mit Anerken-
nung Kenntnis nehmend von der Erklärung und dem Aktionsprogramm, die auf der am 
3. und 4. September 2007 in Teheran abgehaltenen Ministertagung der Bewegung der nicht-
gebundenen Länder über Menschenrechte und kulturelle Vielfalt verabschiedet wurden11, 

 anerkennend, wie wichtig die Verschränkung von Religion und Rasse ist und dass 
mehrfache oder verschärfte Formen der Diskriminierung aufgrund der Religion und aus an-
deren Gründen wie Rasse, Hautfarbe, Abstammung oder nationale oder ethnische Herkunft 
auftreten können, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 64/156 vom 18. Dezember 2009 und die Resolution 
13/16 des Menschenrechtsrats vom 25. März 201012, 

 1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs13; 

 2. bekundet tiefe Besorgnis über die negative Stereotypisierung von Religionen 
und die Erscheinungsformen von Intoleranz und Diskriminierung in Fragen der Religion 
oder der Weltanschauung, die in der Welt nach wie vor auftreten; 

 3. missbilligt entschieden alle psychischen und physischen Gewalthandlungen und 
tätlichen Angriffe gegen Personen aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung bezie-
hungsweise die Aufstachelung dazu sowie alle derartigen Handlungen, die sich gegen ihre 
Geschäfte, Vermögenswerte, Kulturzentren und Kultstätten richten, sowie gezielte Attacken 
gegen heilige Schriften, heilige Stätten und religiöse Symbole aller Religionen und ihre 
Entweihung; 

 4. bekundet tiefe Besorgnis über die von extremistischen Organisationen und 
Gruppen verfolgten Programme und Ziele zur Hervorbringung und Verfestigung von Stereo-
typen in Bezug auf bestimmte Religionen, insbesondere wenn sie von Regierungen geduldet 
werden; 

 5. nimmt mit tiefer Besorgnis Kenntnis von der Intensivierung der generellen Vor-
stöße zur Verunglimpfung von Religionen und der Aufstachelung zu religiösem Hass im 
Allgemeinen, einschließlich der gezielten Überwachung religiöser Minderheiten aufgrund 
der ethnischen Zugehörigkeit und der Religion; 

 6. erkennt an, dass die Verunglimpfung von Religionen und die Aufstachelung zu 
religiösem Hass im Allgemeinen im Kontext des Kampfes gegen den Terrorismus zu er-
schwerenden Faktoren werden, die zur Verweigerung der Grundrechte und Grundfreiheiten 

_______________ 
11 A/62/464, Anlage.  
12 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-fifth Session, Supplement No. 53 (A/65/53), Kap. II, 
Abschn. A. 
13 A/65/263. 
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der Angehörigen der Zielgruppen sowie zu ihrer wirtschaftlichen und sozialen Ausgrenzung 
beitragen; 

 7. bekundet in dieser Hinsicht tiefe Besorgnis darüber, dass der Islam oft fälschlich 
mit Menschenrechtsverletzungen und Terrorismus in Verbindung gebracht wird; 

 8. verweist erneut auf die von allen Staaten eingegangene Verpflichtung zur inte-
grierten Umsetzung der Weltweiten Strategie der Vereinten Nationen zur Bekämpfung des 
Terrorismus, die von der Generalversammlung am 8. September 2006 ohne Abstimmung 
verabschiedet14 und von der Versammlung in ihren Resolutionen 62/272 vom 5. September 
2008 und 64/297 vom 8. September 2010 bekräftigt wurde und in der unter anderem klar 
bestätigt wird, dass der Terrorismus nicht mit einer bestimmten Religion, Nationalität, Zivi-
lisation oder ethnischen Gruppe in Verbindung gebracht werden kann und darf, und gleich-
zeitig betont wird, dass sich die internationale Gemeinschaft verstärkt dafür einsetzen muss, 
eine Kultur des Friedens, der Gerechtigkeit und der menschlichen Entwicklung, der ethni-
schen, nationalen und religiösen Toleranz und der Achtung aller Religionen, religiösen Wer-
te, Weltanschauungen und Kulturen zu fördern und die Verunglimpfung von Religionen zu 
verhindern; 

 9. missbilligt die Verwendung der Print-, audiovisuellen und elektronischen Me-
dien, einschließlich des Internets, und aller anderen Mittel zu dem Zweck, zu Gewalthand-
lungen, Fremdenfeindlichkeit oder damit zusammenhängender Intoleranz und Diskriminie-
rung gegen jedwede Religion aufzustacheln, sowie die gezielten Attacken gegen heilige 
Schriften, heilige Stätten, Kultstätten und religiöse Symbole aller Religionen und ihre Ent-
weihung; 

 10. hebt hervor, dass jeder Mensch das in den internationalen Menschenrechtsnor-
men verankerte Recht auf unbehinderte Meinungsfreiheit und das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung hat und dass die Ausübung dieser Rechte besondere Pflichten und Verant-
wortung mit sich bringt und daher Beschränkungen unterliegen kann, die gesetzlich vorge-
schrieben und für die Achtung der Rechte oder des guten Rufs anderer und den Schutz der 
nationalen Sicherheit oder der öffentlichen Ordnung, der öffentlichen Gesundheit oder der 
Moral notwendig sind; 

 11. bekräftigt, dass die allgemeine Empfehlung XV (42) des Ausschusses für die 
Beseitigung der Rassendiskriminierung15, in der der Ausschuss die Auffassung vertritt, dass 
das Verbot der Verbreitung jeglichen auf rassischer Überlegenheit oder Rassenhass beru-
henden Gedankenguts mit der Meinungsfreiheit und dem Recht der freien Meinungsäuße-
rung vereinbar ist, gleichermaßen für die Frage der Aufstachelung zu religiösem Hass gilt; 

 12. nimmt Kenntnis von der Tätigkeit des Sonderberichterstatters über zeitgenössi-
sche Formen des Rassismus, der Rassendiskriminierung, der Fremdenfeindlichkeit und da-
mit zusammenhängender Intoleranz und des Sonderberichterstatters über die Förderung und 
den Schutz der Meinungsfreiheit und des Rechts der freien Meinungsäußerung im Rahmen 
ihres jeweiligen Mandats, das der Menschenrechtsrat in seinen Resolutionen 7/34 und 7/36 
vom 28. März 2008 festgelegt hat16; 

 13. verurteilt nachdrücklich alle gegen nationale oder ethnische, religiöse und 
sprachliche Minderheiten und Migranten gerichteten Erscheinungsformen und Akte von 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängender 

_______________ 
14 Resolution 60/288. 
15 Siehe Official Records of the General Assembly, Forty-eighth Session, Supplement No. 18 (A/48/18), 
Kap. VIII, Abschn. B. 
16 Ebd., Sixty-third Session, Supplement No. 53 (A/63/53), Kap. II. 



A/RES/65/224 

 6 

Intoleranz sowie die häufig auf sie angewandten Stereotype, namentlich aufgrund der Reli-
gion oder der Weltanschauung, und fordert alle Staaten eindringlich auf, die bestehenden 
Gesetze anzuwenden und gegebenenfalls zu verstärken, wenn es zu solchen fremdenfeindli-
chen oder intoleranten Handlungen, Vorkommnissen oder Äußerungen kommt, um der 
Straflosigkeit für diejenigen, die fremdenfeindliche und rassistische Handlungen begehen, 
ein Ende zu setzen; 

 14. fordert alle Staaten auf, im Einklang mit ihren internationalen Verpflichtungen 
die notwendigen Maßnahmen zu treffen, einschließlich des Erlasses von Rechtsvorschriften, 
um die Propagierung von Hass aufgrund der nationalen Herkunft, der Rasse oder der Reli-
gion, durch die zu Diskriminierung, Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird, zu ver-
bieten, und legt den Staaten nahe, bei ihren Folgemaßnahmen zu der Weltkonferenz gegen 
Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit zusammenhängende 
Intoleranz mit nationalen oder ethnischen, religiösen und sprachlichen Minderheiten zu-
sammenhängende Aspekte in ihre nationalen Aktionspläne aufzunehmen und in diesem 
Kontext Formen der Mehrfachdiskriminierung von Minderheiten in vollem Umfang zu be-
rücksichtigen; 

 15. bittet alle Staaten, die Bestimmungen der Erklärung über die Beseitigung aller 
Formen von Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Überzeugung3 
in die Praxis umzusetzen; 

 16. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, im Rahmen ihrer jeweiligen Rechts- und 
Verfassungsordnung einen hinreichenden Schutz vor Akten des Hasses, der Diskriminie-
rung, der Einschüchterung und der Nötigung, die aus der Verunglimpfung von Religionen 
resultieren, und vor der Aufstachelung zu religiösem Hass im Allgemeinen zu gewährleis-
ten; 

 17. fordert alle Staaten außerdem nachdrücklich auf, alle Möglichkeiten auszu-
schöpfen, um die Toleranz und die Achtung aller Religionen und Weltanschauungen und das 
Verständnis ihrer Wertesysteme zu fördern, und ihre Rechtsordnungen durch geistige und 
moralische Strategien zur Bekämpfung von Hass und Intoleranz aufgrund der Religion zu 
ergänzen; 

 18. erkennt an, dass die offene, konstruktive und respektvolle Debatte von Ideen 
sowie der Dialog zwischen den Religionen und Kulturen auf lokaler, nationaler und interna-
tionaler Ebene eine positive Rolle bei der Bekämpfung von Hass, Aufstachelung und Ge-
walt aufgrund der Religion spielen können; 

 19. begrüßt die Schritte, die die Mitgliedstaaten in letzter Zeit unternommen haben, 
um die Religionsfreiheit durch den Erlass oder die Stärkung innerstaatlicher Rahmenvorga-
ben und Rechtsvorschriften zur Verhütung der Verunglimpfung von Religionen und der ne-
gativen Stereotypisierung von Religionsgruppen zu schützen; 

 20. fordert alle Staaten nachdrücklich auf, sicherzustellen, dass alle öffentlichen 
Amtsträger, namentlich die Mitglieder der mit der Rechtsdurchsetzung beauftragten Organe, 
das Militär, die Beamten und die Lehrkräfte, bei der Wahrnehmung ihrer amtlichen Aufga-
ben die Menschen ungeachtet ihrer unterschiedlichen Religionen und Weltanschauungen 
achten und niemanden aufgrund seiner Religion oder Weltanschauung diskriminieren und 
dass jede erforderliche und geeignete Aufklärung oder Schulung geleistet wird; 

 21. unterstreicht die Notwendigkeit, die Verunglimpfung von Religionen und die 
Aufstachelung zu religiösem Hass im Allgemeinen durch Aufklärungsarbeit und bewusst-
seinsbildende Maßnahmen zu bekämpfen, indem die Maßnahmen auf lokaler, nationaler, 
regionaler und internationaler Ebene zu Strategien zusammengefasst und harmonisiert wer-
den, und fordert alle Staaten nachdrücklich auf, den gleichen Zugang zur Bildung für alle 
im Gesetz und in der Praxis zu gewährleisten, namentlich den Zugang aller Kinder, Mäd-
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chen wie Jungen, zu kostenloser Grundschulbildung sowie den Zugang Erwachsener zu le-
benslangem Lernen und zu Bildung, auf der Grundlage der Achtung der Menschenrechte, 
der Vielfalt und der Toleranz sowie ohne jede Diskriminierung, und keine rechtlichen oder 
sonstigen Maßnahmen zu ergreifen, die zu einer Rassentrennung beim Zugang zur Schul-
bildung führen; 

 22. fordert alle Staaten auf, im Einklang mit ihren innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten und in Übereinstimmung mit den internationalen Menschenrechtsnormen und dem hu-
manitären Völkerrecht alles zu tun, damit Kultstätten, religiöse Orte, Stätten und Heiligtü-
mer und religiöse Symbole umfassend geachtet und geschützt werden, und in Fällen, in de-
nen sie der Gefahr der Entweihung oder Zerstörung ausgesetzt sind, zusätzliche Maßnah-
men zu ergreifen; 

 23. fordert die internationale Gemeinschaft auf, einen globalen Dialog zur Förde-
rung einer Kultur der Toleranz und des Friedens auf allen Ebenen auf der Grundlage der 
Achtung der Menschenrechte und der Vielfalt der Religionen und Weltanschauungen zu be-
günstigen, und legt den Staaten, den nichtstaatlichen Organisationen, den religiösen Führern 
und Organisationen sowie den Print- und elektronischen Medien eindringlich nahe, einen 
solchen Dialog zu unterstützen und zu begünstigen; 

 24. bekräftigt, dass der Menschenrechtsrat die allgemeine Achtung aller religiösen 
und kulturellen Werte fördern und sich mit Fällen der Intoleranz, der Diskriminierung und 
der Aufstachelung zu Hass gegenüber Angehörigen jedweder Gemeinschaft oder den An-
hängern jedweder Religion sowie mit den Mitteln zur Verstärkung der internationalen Be-
mühungen um die Bekämpfung der Straflosigkeit dieser verwerflichen Handlungen befas-
sen wird; 

 25. begrüßt die Erklärung, die der Präsident des Menschenrechtsrats am 30. Sep-
tember 2010 im Namen aller Mitglieder des Rates abgab und in der er die jüngsten Fälle re-
ligiöser Intoleranz, von Vorurteilen und damit zusammenhängender Diskriminierung und 
Gewalt, die nach wie vor in allen Teilen der Welt auftreten, verurteilte; 

 26. begrüßt außerdem, dass auf Initiative der Hohen Kommissarin der Vereinten 
Nationen für Menschenrechte am 2. und 3. Oktober 2008 ein Sachverständigenseminar über 
Meinungsfreiheit und die Propagierung religiösen Hasses, durch die zu Diskriminierung, 
Feindseligkeit oder Gewalt aufgestachelt wird, abgehalten wurde, und ersucht die Hohe 
Kommissarin, weiter auf dieser Initiative aufzubauen, mit dem Ziel, konkrete Beiträge zur 
Verhütung und Beseitigung aller derartigen Formen der Aufstachelung sowie der Folgen ei-
ner negativen Stereotypisierung von Religionen oder Weltanschauungen und ihrer Anhänger 
für die Menschenrechte dieser Personen und ihrer Gemeinschaften zu leisten; 

 27. nimmt Kenntnis von den Anstrengungen der Hohen Kommissarin, Menschen-
rechtsaspekte zu fördern und in Bildungsprogramme zu integrieren, insbesondere in das von 
der Generalversammlung am 10. Dezember 2004 verkündete Weltprogramm für Menschen-
rechtsbildung17, und fordert die Hohe Kommissarin auf, diese Anstrengungen fortzusetzen, 
unter besonderer Berücksichtigung 

 a) des Beitrags der Kulturen sowie der religiösen und kulturellen Vielfalt; 

 b) der Zusammenarbeit mit anderen zuständigen Organen des Systems der Verein-
ten Nationen sowie mit regionalen und internationalen Organisationen bei der Abhaltung 
gemeinsamer Konferenzen zur Förderung des Dialogs zwischen den Kulturen und des Ver-
ständnisses der Allgemeingültigkeit der Menschenrechte und ihrer Verwirklichung auf ver-
schiedenen Ebenen, insbesondere mit dem Büro des Hohen Beauftragten der Vereinten Na-

_______________ 
17 Siehe Resolutionen 59/113 A und B. 
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tionen für die Allianz der Zivilisationen, der Organisation der Vereinten Nationen für Erzie-
hung, Wissenschaft und Kultur und der Stelle innerhalb des Sekretariats, die damit beauf-
tragt ist, mit den verschiedenen Institutionen des Systems der Vereinten Nationen zusam-
menzuwirken und ihren Beitrag zum zwischenstaatlichen Prozess zu koordinieren; 

 28. ersucht den Generalsekretär, der Generalversammlung auf ihrer sechsundsech-
zigsten Tagung einen Bericht über die Durchführung dieser Resolution vorzulegen, der sich 
auch mit dem Zusammenhang zwischen der Diffamierung von Religionen und der Ver-
schränkung von Religion und Rasse, der Zunahme der Aufstachelung, der Intoleranz und 
des Hasses in vielen Teilen der Welt und den Schritten, die die Staaten zur Bekämpfung die-
ses Phänomens unternehmen, befasst. 

71. Plenarsitzung 
21. Dezember 2010 


